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20     ARBEITSRECHT

Die wichtigsten Aspekte  
des Schweizer Arbeitsrechts

Die Arbeit ist ein wesentlicher Teil unseres Alltags. Daher ist es essenziell, dass dieser juristisch geregelt ist und das Verhältnis zwischen Arbeitnehmenden 
und Arbeitgebenden auf einer stabilen juristischen Grundlage basiert. Genau dieses Fundament bildet das schweizerische Arbeitsrecht. Ein Überblick.

D as Leben benötigt Spielregeln. Denn diese 
gewährleisten Fairness sowie Vergleichbar-
keit und ermöglichen damit ein möglichst 

angenehmes Miteinander. Dementsprechend hält der 
Bund auf seinem offiziellen KMU-Portal fest: «So-
wohl für Arbeitgebende als auch für Arbeitnehmen-
de ist es äusserst wichtig, dass sie ihre Rechte und 
Pflichten kennen.» Doch welche sind dies konkret, 
sprich, welche «Spielregeln» gelten im Arbeitsalltag?

Grundsätzlich gilt gemäss Bund, dass jede und jeder 
Vorgesetzte eine gewisse Kenntnis über die Grund-
lagen des Arbeitsrechts benötigt. Die wichtigsten 
Bestimmungen für KMU werden im Obligationen-
recht (OR) zusammengefasst. Zentral ist in die-
sem Zusammenhang insbesondere die Regelung von 
Arbeitsverträgen. Ein Arbeitsvertrag stellt eine Ver-
einbarung zwischen zwei Parteien darüber dar, dass 
eine für die andere gegen Bezahlung eine Arbeits-
leistung erbringt. Der Arbeitsvertrag umfasst sowohl 
Rechte als auch Pflichten, die im Obligationen-
recht (Art. 319 ff.) aufgeführt sind. Konkret sind 
dies für die Arbeitnehmenden die Pflicht, die erwar-
tete Arbeit zu erbringen und für Arbeitgebende die 
Pflicht, den Lohn sowie die Sozialversicherungsbei-
träge zu entrichten sowie bezahlte Ferien zu gewähren.

Die Förmlichkeiten
Nebst diesen Grundlagen beinhaltet ein Arbeitsvertrag 
Informationen wie Namen und Adressen von Arbeit-
gebenden und -nehmenden, bezeichnet die Arbeits-
stelle und benennt sowohl den Lohn als auch die 
wöchentlich zu leistende Arbeitszeit. Was nicht explizit 
im Vertrag aufgeführt ist, wird in der Regel durch das 

Obligationenrecht oder, falls ein solcher besteht, durch 
einen Gesamtarbeitsvertrag (GAV) geregelt. Wichtig 
ist in diesem Zusammenhang auch das Arbeitsgesetz 
(ArG), welches viele weitere Punkte wie Arbeitsdauer, 
Ruhezeiten sowie Vereinbarungen zum Arbeitsschutz 
für junge Arbeitnehmende und Frauen beinhaltet. 
Wichtig: Sofern dies nicht in einem GAV festgehal-
ten wird, besteht kein grundsätzlicher Mindestlohn. 
Die Höhe des Lohns wird frei verhandelt zwischen den 
Vertragsparteien. Auch über die konkrete Zusammen-
setzung des Salärs, sprich, ob eventuelle Zulagen ent-
richtet oder Naturalleistungen bezogen werden können, 
bestimmen Arbeitgebende grundsätzlich selbst. Übri-
gens: Auch der in der Schweiz häufig anzutreffende 13. 
Monatslohn ist nicht gesetzlich vorgeschrieben und 
eine arbeitsvertragliche Verankerung somit freiwillig.

Wie sieht es hingegen mit der Arbeitszeit aus? Die 
maximale Arbeitszeit beträgt in der Schweiz im All-
gemeinen 45 Stunden pro Woche. Es bestehen jedoch 
Ausnahmen für bestimmte Branchen und Berufe. 
Arbeitnehmende haben zudem Anspruch auf eine 
ununterbrochene Ruhezeit von elf Stunden pro Tag. 
Zudem existieren Vorschriften für Nachtarbeit, Sonn-
tagsarbeit und Überstunden, die einen Zuschlag 
oder Freizeitausgleich vorsehen. Apropos Überstun-
den: Die sogenannte «Überzeitarbeit» liegt dann 
vor, wenn die wöchentliche Höchstarbeitszeit über-
schritten wird. Dies darf «nur ausnahmsweise erfol-
gen und soweit andere Massnahmen nicht zumutbar 
sind». Es muss sich also um ausserordentliche Situa-
tionen handeln, die «unvorhergesehen eintreten oder 
die mit den vorhandenen Ressourcen kurzfristig nicht 
anders bewältigt werden können». Setzt ein Betrieb 

also das Leisten von Überstunden durch seine Beleg-
schaft grundsätzlich voraus, ist dies nicht rechtens.

Ferien und Fairness
Arbeitnehmer haben Anspruch auf mindestens vier 
Wochen bezahlten Urlaub pro Jahr. Die genaue 
Anzahl der Ferientage kann je nach Alter, Berufs-
erfahrung und Kanton variieren. Zusätzlich zu 
den Ferien gibt es in der Schweiz nationale Feier-
tage, an denen Arbeitnehmer in der Regel von 
der Arbeit freigestellt sind. Dazu gehören bei-
spielsweise der 1. August sowie Weihnachten.

Ein wichtiges Thema am Arbeitsplatz ist die Inklu-
sion: Die Gleichstellung von Frauen und Männern 
am Arbeitsplatz ist in der Schweiz gesetzlich veran-
kert. Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse, 
Religion, Behinderung oder sexueller Orientierung 
ist verboten. Arbeitgebende sind damit verpflichtet, 
gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit zu gewährleis-
ten und Massnahmen zur Förderung der Gleichstel-
lung zu ergreifen. Ist dies nicht gegeben oder kommt 
es zu anderen arbeitsrechtlichen Streitigkeiten, besteht 
die Möglichkeit, vor Arbeitsgerichten oder Schlich-
tungsstellen Klage zu erheben. Die Verfahren sind in 
der Regel kostengünstig und zeitsparend. Fachleute 
empfehlen dementsprechend, bei Problemen zuerst zu 
versuchen, eine aussergerichtliche Einigung zu erzie-
len, beispielsweise durch Mediation oder Schlichtung.

Wie verhindert man ein Ende mit Schrecken?
Ein Arbeitsvertrag regelt die Rechte und Pflichten der 
Parteien während des gemeinsamen Arbeitsverhält-
nisses. Es bestehen aber auch Regeln hinsichtlich des 

Auflösens dieses Arbeitsverhältnisses. Grundsätzlich 
kann die Zusammenarbeit sowohl von Arbeitneh-
menden- als auch von Arbeitgebendenseite gekün-
digt werden. Die Kündigungsfristen richten sich 
nach der Dauer des Arbeitsverhältnisses und sind 
gesetzlich geregelt. In der Regel beträgt die Kün-
digungsfrist während der Probezeit sieben Tage 
und danach zwischen einem und drei Monaten. Es 
gibt jedoch Ausnahmen für leitende Angestellte 
und spezielle Vereinbarungen im Arbeitsvertrag. 

Ein juristischer Zankapfel im Bereich des Arbeits-
rechts ist nicht selten die fristlose Kündigung. Fristlos 
kündigen dürfen Arbeitgebende ein Arbeitsverhält-
nis in schwerwiegenden Ausnahmefällen, beispiels-
weise wenn Betrug oder Arbeitsverweigerung vor-
liegen. Allerdings sind fristlose Kündigungen in der 
Praxis nur schwer durchsetzbar, da der Kündigungs-
grund oft Interpretationssache ist. Bei der öfter ein-
tretenden Freistellung wiederum endet zwar die 
Arbeitsleistung sofort, der Lohn muss aber bis zum 
Ende der Kündigungsfrist weiter entrichtet werden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das 
schweizerische Arbeitsrecht eine solide Grundlage für 
den Schutz der Rechte von Arbeitnehmenden und 
Arbeitgebenden bietet. Es ist allerdings wichtig, die 
spezifischen Bestimmungen des Arbeitsrechts in der 
Schweiz zu beachten, da sie je nach Kanton und Bran-
che leicht variieren können. Bei Fragen oder Unklar-
heiten empfiehlt es sich daher, rechtlichen Rat einzu-
holen oder die zuständigen Behörden zu konsultieren.
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Bonus im Arbeitsrecht  
– was bedeutet das genau?

I n Arbeitsverträgen werden nebst dem fixen mo-
natlichen Gehalt oft Sondervergütungen verein-
bart, die umgangssprachlich als «Bonus» bezeich-

net werden. In der Praxis stellt sich aber häufig die 
Frage, ob die arbeitende Person tatsächlich Anspruch 
darauf hat. Um Orientierungshilfe zu schaffen, sprach 
«Fokus Rechtsguide» darüber mit zwei Experten.

Cyrill Süess, die Boni-Thematik ist eine 
aktuelle. Wie kommt das Thema im 
juristischen Kontext zum Tragen? 
Cyrill Süess: Es ist eine Tatsache, dass Sondervergü-
tungen für Arbeitnehmende heute aus der Arbeitswelt 
kaum noch wegzudenken sind. Sie sollen als Ansporn 
für bessere Leistungen dienen und die Treue zum 
Unternehmen stärken. Oft kommt es aber, insbesondere 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses, zum Streit 
darüber, ob die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh-
mer überhaupt einen Anspruch auf die Sondervergü-
tung hat. Und zu solchen Auseinandersetzungen wer-
den dann wir als juristische Fachleute hinzugezogen.

Welche konkreten rechtlichen 
Fragestellungen werden im Zusammenhang 
mit Boni jeweils behandelt?
Cyrill Süess: Um dies vertieft ausführen zu können, 
müssen wir uns zuerst der Frage annehmen, was man 
aus rechtlicher Sicht unter «Bonus» eigentlich ver-
steht. Der Begriff «Bonus» wird umgangssprachlich 
als Oberbegriff für verschiedene Arten von Sonder-
vergütungen verwendet, welche neben dem Grund-
lohn an den Arbeitnehmer ausgerichtet werden. Im 
Schweizer Arbeitsrecht wird grundsätzlich zwischen 
drei Arten unterschieden: der echten Gratifikation, 
der unechten Gratifikation sowie dem Lohnbestand-
teil. Ob der Arbeitnehmer im Einzelfall Anspruch auf 
eine Sondervergütung hat, hängt davon ab, in wel-
che Kategorie die infrage stehende Vergütung fällt. 

Wann ist demnach ein Bonus geschuldet?
Cyrill Süess: Dies hängt vom jeweiligen Einzelfall 
ab. Ist im Arbeitsvertrag, beziehungsweise in all-
fälligen Reglementen, gar nichts vorgesehen oder 
wird festgehalten, dass die Ausrichtung und Höhe 
allfälliger Sondervergütungen ausschliesslich ins 
Ermessen des Arbeitgebers fallen, besteht grund-
sätzlich kein Anspruch des Arbeitnehmers («echte 
Gratifikation»). Denkbar ist aber auch, dass zwar 
im Grundsatz ein Anspruch vereinbart wurde, die 
Höhe der Zahlung aber im Ermessen des Arbeitge-
bers steht. In diesem Fall liegt eine «unechte Gra-
tifikation» vor. Ein solcher «Anspruch im Grund-
satz» entsteht auch bei mehrjähriger vorbehaltloser 
Auszahlung von echten Gratifikationen. Die ein-
klagbare Höhe einer solchen unechten Gratifikation 
hängt von den konkreten Umständen, insbesondere 
den bisherigen Zahlungen, ab. Es können dabei auch 
Reduktionsgründe greifen, wie etwa eine nachlas-
sende Qualität der Arbeitsleistung, lange Absenzen 
oder schlechter Geschäftsgang im betroffenen Jahr.

Damit bleibt noch das Konzept  
des Lohnbestandteils.
Cyrill Süess: Korrekt. Sofern die Höhe des Anspruchs 
nach objektiven Kriterien klar bestimmbar ist und 
nicht im Ermessen des Arbeitgebers liegt, handelt 
es sich bei der Sondervergütung um einen normalen 
Lohnbestandteil. Dazu gehören grundsätzlich auch 
Gewinn- oder Umsatzbeteiligungen sowie Provi-
sionen. Ein Lohnbestandteil kann auch vorliegen, 
wenn die Sondervergütung im Vergleich zum Basis-
lohn derart hoch ist, dass sie nicht mehr als reine 
Ermessenszahlung angesehen werden kann. An dieser 
Stelle ist aber auf eine wichtige Ausnahme hinzu-
weisen: Falls der Arbeitnehmer bereits den fünf-
fachen schweizerischen Medianlohn verdient, kann 
eine zusätzliche Sondervergütung, ungeachtet von 
deren Höhe, gemäss Rechtsprechung kaum mehr 
als Lohnbestandteil angesehen werden. Um nicht 
ungewollt einen Anspruch zu begründen, lohnt es 
sich, als Arbeitgeber bei der Ausgestaltung einer 
Sondervergütung juristischen Rat beizuziehen.

Besteht ein Pro-rata-Anspruch  
bei Kündigung?
Richard M. Meyer: Hier ist vorab zu prüfen, was dies-
bezüglich im Arbeitsvertrag oder allfälligen Regle-
menten festgehalten wurde. Geht es um eine echte 
oder unechte Gratifikation, so besteht grundsätzlich 
kein Pro-rata-Anspruch, sofern nichts anderes ver-
einbart wurde. Anders sieht es dagegen aus, wenn 
die Sondervergütung als Lohnbestandteil zu qua-
lifizieren ist: In diesem Fall besteht prinzipiell ein 
Pro-rata-Anspruch des Arbeitnehmers, auch wenn er 
unterjährig aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet.

Kann ein Bonus zurückgefordert werden?
Richard M. Meyer: Unabhängig davon, um welche 
der drei Arten von Sonderzahlungen es geht, können 

diese, sofern sie vorbehaltlos ausbezahlt wurden, vom 
Arbeitgeber grundsätzlich nicht zurückgefordert 
werden. Hiervon sind heutzutage ebenfalls verbrei-
tete Sondervergütungen zu unterscheiden, welche 
die effektive Höhe der Sondervergütung in der einen 
oder anderen Form an zukünftige Ereignisse knüp-
fen (etwa durch die Zuweisung von temporär gesperr-
ten Optionen oder einem mehrjährigen Zyklus) und 
daher Schwankungen unterliegen können. Auch diese 
komplexeren Modelle sind aber anhand der vor-
erwähnten Prinzipien zu beurteilen und eine Rück-
zahlungspflicht nur in Ausnahmefällen zulässig. 

Cyrill Süess 
Attorney-at-Law, lic.iur. 
HSG, LL.M., Partner bei 

BianchiSchwald LLC

Über die Kanzlei BianchiSchwald 

Die Full-Service-Kanzlei für Unternehmer bün-
delt das Wissen von rund 40 Anwältinnen und 
Anwälten. Mit Leidenschaft und Begeisterung 
setzt sich BianchiSchwald für die Belange ihrer 
Mandanten ein und behält dabei nicht nur das 
Recht, sondern auch unternehmerische Aspek-
te im Auge. Das persönliche Engagement der 
Fachleute von BianchiSchwald wird von Unter-
nehmern, KMU, Investoren, börsenkotierten 
Unternehmen und internationalen Konzernen 
gleichermassen geschätzt.

www.bianchischwald.ch

Richard M. Meyer 
Attorney-at-Law, Dr. iur., 

Senior Associate bei  
BianchiSchwald LLC
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